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Weinmann: “Ministerin Bauer offenbart paradoxes Haushaltsverständnis“

Der Vorsitzende des Arbeitskreises Wissenschaft, Forschung und Kunst der FDP-Landtagsfraktion, Nico
Weinmann, kritisierte den Haushaltsentwurf der Wissenschaftsministerin Theresia Bauer heftig.

„Der Einzelplan des Wissenschaftsministeriums ist ein Paradestück unsolider Haushaltspolitik“ stelle
Weinmann fest. Er kritisierte das widersprüchliche Vorgehen der Ministerin bei Studiengebühren:
„Ministerin Bauer wird nicht müde zu argumentieren, dass sie zur Erfüllung der Sparauflagen in Ihrem
Ressort mehr Einnahmen generieren muss. Mit der Einführung von offensichtlich diskriminierenden
Studiengebühren für Studierende aus Nicht-EU-Staaten und für das Zweitstudium opfert Bauer den
grünen Nimbus kostenfreier Hochschulbildung. Das ist ein glatter Tabubruch für die grüne Politikerin. Sie
erhofft sich daraus knapp sechs Millionen Euro Mehreinnahmen im Jahr 2017. Gleichzeitig preschte aber
die Kunst-Staatssekretärin Olschowski hervor mit dem Vorschlag, auf die Eintrittsgelder in den
Landesmuseen verzichten zu wollen, was die Mehreinnahmen absehbar komplett aufzehren würde.“
Angesichts der dann erfolgten Ablehnung dieses Vorschlags durch den grün-schwarzen
Koalitionsausschuss zeuge diese Episode nach Aussagen Weinmanns von einem paradoxen Verständnis
von sparsamer Haushaltspolitik im Hause Bauer.

Weinmann stellte weiter fest: „Die Abschaffung der Studiengebühren durch Grün-Rot im Jahr 2012
bringt die Ministerin nun in finanzielle Bedrängnis, weil schlicht Geld an den Hochschulen fehlt. Dies führt
unter anderem zu wunderlichen Umgehungs-Effekten wie dem sogenanntem ‚Franchising‘ von einigen
Studiengängen: Universitäten sind nicht mehr in der Lage bestimmte Studiengänge aus den vorhanden
Mitteln zu finanzieren und kooperieren deshalb mit privaten Hochschulen. Die Studiengänge werden
somit ‚ausgelagert‘. Das ist eine Insolvenzerklärung der Hochschulen im Land.“ Weinmann erläuterte die
bestehende Praxis, wonach die Studierenden der privaten Hochschule zwischen 1000 bis 2000 Euro pro
Semester an die private Hochschule zahlten, welche wiederum Lizenzgebühren an die öffentliche
Hochschule zahlen müssten.

„Die FDP-Fraktion hat mit dem System nachlaufender, sozialverträglicher Studiengebühren ihre
Alternative präsentiert. Wir wollen die Studierenden maßvoll an den Kosten ihrer Ausbildung beteiligen,
der angehende Handwerksmeister trägt die Kosten seiner Ausbildung schließlich auch komplett selbst.
So könnten wir die Bildungskosten gerechter gestalten“, so Weinmann abschließend.


